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Amtlicher Theil. 


I. Verfügungen u. Bekanntmachungen des Landraths u. des Kreis⸗Ausſchuſſes. 


1. Bekanntmachung, 
betreffend 1 . 
die Anmeldung unfallverſicherungspflichtiger Betriebe. 
Vom 1. Oktober 1900. 

Nach § 35 des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes vom 30. Juni 1900 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 573) hat jeder Unternehmer eines unter die 55 1 oder 2 dieſes Geſetzes fallenden 
bisher der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung nicht unterſtellten Betriebes binnen einer vom 
Reichs⸗Verſicherungsamte zu beſtimmenden Friſt den jetzt verſicherungspflichtigen Betrieb unter 
Angabe des Gegenſtandes und der Art deſſelben, ſowie der Zahl der durchſchnittlich darin 
beſchäftigten verficherungspflichtigen Perſonen bei der unteren Verwaltungsbehörde anzumelden. 

Die Friſt für die Anmeldung wird hiermit auf die Zeit bis zum 

15. November 1900 einſchließlich 
feſtgeſetzt. n 5 a 

Für die nicht angemeldeten Betriebe hat die untere Verwaltungsbehörde die Angaben 
nach ihrer Kenntniß der Verhällniſſe zu ergänzen, dieſelbe iſt befugt, die Unternehmer nicht 
angemeldeter Betriebe zu einer Auskunft darüber innerhalb einer zu beſtimmenden Friſt durch 
Geldſtrafen im Betrage bis zu einhundert Mark anzuhalten. h 

Welche Staats: oder Gemeindebehörden als untere Verwaltungsbehörden im Sinne des 


Geſetzes anzusehen find, wird von den Zentralbehörden der Bundesſtaaten beſtimmt und Re 
lich bekannt gemacht. 


Im Uebrigen wird wegen der Anmeldung auf die beigefügte Anleitung hingewieſen. 
Berlin, den 1. Oktober 1900. 
Das Reichs⸗Verſicherungsamt. 
Gaebel. 
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Anleitung, 
betreffend 
die Anmeldung unfallverſicherungspflichtiger Betriebe. 
(3 35 des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes vom 30. Juni 1900.) 


1. Die Anmeldepflicht erſtreckt ſich auf die bisher der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung 
nicht unterſtellten, durch die 88 1 und 2 des Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes vom 
30. Juni 1900 für verſicherungspflichtig erklärten Betriebe. Demzufolge find anzumelden, ſo⸗ 
weit dieſe Betriebe nicht bereits der Verſicherungspflicht unterworfen ſind: 

a. die gewerblichen Brauereien, 

b. die Gewerbebetriebe, welche ſich auf die Ausführung von Schloffer: oder Schmiede: 

arbeiten erſtrecken, ſowie das Fenſterputzer⸗ und das Fleiſchergewerbe, 

c. die gewerbsmäßigen Lagereibetriebe, 

d. die Lagerungs-, Holzfällungs⸗ oder der Beförderung von Perfonen oder Gütern 
dienenden Betriebe, wenn ſie mit einem Handelsgewerbe, deſſen Inhaber im Handels⸗ 
regiſter eingetragen ſteht, verbunden ſind, 

e. Betriebe jeder Art, für welche durch thieriſche Kraft bewegte Triebwerke nicht blos 
vorübergehend zur Anwendung kommen. 

2. Als „gewerbliche“ Brauereien ſind ſolche anzuſehen, deren Erzeugniſſe zur Veräuße⸗ 
rung an Dritte beſtimmt find, ohne Rückſicht auf den Umfang der Erzeugung und auf die Her⸗ 
ſtellungsweiſe des Bieres (ob obergährig oder untergährig). 

3. Die Gewerbebetriebe der Schloſſer und der Schmiede ſind allgemein verſicherungs⸗ 
pflichtig, auch wenn ſie nur handwerksmäßig — mit oder ohne Werkſtatt — betrieben werden. 
Auch die Art der ausgeführten Arbeiten iſt unerheblich. 

4 Das Gleiche gilt für das Fleiſchergewerbe, insbeſondere ſind auch diejenigen Betriebe 
der Verſicherung unterworfen, welche ſich auf die Schlachtung fremden Viehs in fremden Haus⸗ 
haltungen beſchränken 

5 Die gewerbsmäßigen Lagereibetriebe unterliegen — im Gegenſatz zu dem bisherigen 
Rechtszuſtande — der Verſicherungspflicht auch dann, wenn die Lagerung der Güter ganz oder 
theilweiſe unter freiem Himmel ſtattfindet 

6. Die Vorausſetzung für die Verſicherungspflicht der unter Ziffer 1d angeführten Lagerungs-, 
Holzfällungs⸗ und Beförderungsbetriebe iſt, daß ſie mit einem Handelsgewerbe verbunden ſind, 
und daß der Inhaber dieſes Gewerbes im Handelsregiſter eingetragen ſteht. Es ſind alſo bei⸗ 
ſpielsweiſe die von Kleingewerbetreibenden oder Handwerkern, die nicht im Handelsregiſter ein⸗ 
getragen ſind, ausgeübten Betriebe jener Art von der Verſicherungspflicht ausgenommen, ſofern 
ſie nicht Theile eines anderen verſicherungspflichtigen Betriebes ſind. 

7. Ein Lagerungs betrieb im Sinne der letzterwähnten Vorſchrift iſt nicht anzunehmen, 
wenn Waaren in geringerem Umfange, oder nicht für einige Dauer, ſondern mehr zufällig und 
gelegentlich gelagert werden. 

8. Bei den „der Beförderung von Perſonen oder Gütern dienenden Betrieben“ kommt es 
nicht darauf an, ob die Beförderung auf dem Lande oder zu Waſſer erfolgt. Ebenſo iſt die 
Art und Größe des Fahrzeuges und die Art der bewegenden Kraft gleichgültig. Insbeſondere 
gehören hierhin die von größeren Handelsgeſchäften zum Ausfahren von Waaren an die Kunden 
verwendeten Fuhrwerksbetriebe. 
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9. Während bisher der Verſicherungspflicht nur diejenigen Betriebe unterſtanden, in denen 
Dampfkeſſel oder durch elementare Kraft (auch Elektrizität) bewegte Triebwerke zur Anwendung 
kamen, genügt nunmehr auch ein durch thieriſche Kraft bewegtes Triebwerk, um den Betrieb 
den „Fabriken“ gleichzuſtellen und damit deſſen Verſicherungspflicht zu begründen. 

10. Nichtverſicherungspflichtig und deshalb nicht anzumelden ſind alle diejenigen Betriebe, 
in denen der Unternehmer allein, ohne Gehülſen, Lehrlinge oder ſonſtige Arbeiter thätig iſt. 
Als Arbeiter ꝛc. gelten aber auch Familienangehörige des Unternehmers, die in dem Betriebe 
beſchäftigt werden, mit Ausnahme der Ehefrau, die niemals als Arbeiterin ꝛc. ihres Ehemannes 
angeſehen werden kann. 

11. Zur Anmeldung verpflichtet iſt der Unternehmer des Betriebes oder ſein geſetzlicher 
Vertreter. Als Unternehmer gilt derjenige, für deſſen Rechnung der Betrieb erfolgt. 

Sind mehrere Unternehmer eines Betriebes vorhanden, ſo iſt jeder von ihnen zur An⸗ 
meldung verpflichtet. Durch die Anmeldung des einen wird auch der Anmeldepflicht der übrigen 
genügt. 

Für die Anmeldepflicht iſt es einflußlos, ob der Inhaber des Betriebes eine natürliche 
oder eine juriſtiſche Perſon iſt. 

12. Die unter das neue Geſetz fallenden Betriebe ſind dann nicht anzumelden, wenn ſie 
bisher bereits verſicherungspflichtig und angemeldet waren, ihre Verſicherungspflicht aber durch 
das neue Geſetz weiter ausgedehnt worden iſt, z. B. Schloſſergewerbe, die bisher nur bezüglich 
ihrer Bauſchloſſerarbeiten verſichert waren, deren Gewerbebetrieb aber jetzt im ganzen Umfange 
der Verſicherung unterworfen iſt. 

Desgleichen find nicht anzumelden ſolche Gewerbe, die als Nebenbetriebe der Land— 
wirthſchaft ſich darſtellen und bei einer landwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft bereits verſichert 
ſind. 


13. In der Anmeldung iſt der Gegenſtand des Betriebes genau zu bezeichnen. Umfaßt 
ein Betrieb weſentliche Beſtandtheile verſchiedenartiger Gewerbezweige, ſo ſind die ſämmtlichen 
Beſtandtheile anzugeben; dabei iſt der Hauptbetrieb beſonders hervorzuheben. 8 

14. In der Anmeldung iſt ferner die Zahl aller in dem Betriebe durchſchnittlich beſchäftigten 
verſicherungspflichtigen Perſonen anzugeben, gleichviel ob dieſelben Inländer oder Ausländer, 
männlichen oder weiblichen Geſchlechts, ob ſie erwachſene oder jugendliche Arbeiter, Lehrlinge 
mit oder ohne Lohn ſind, ob ſie dauernd oder vorübergehend beſchäftigt werden. Betriebsbeamte, 
Werkmeiſter und Techniker ſind nur dann verſicherungspflichtig, wenn ihr Jahresarbeitsverdienſt 
an Lohn oder Gehalt dreitauſend Mark nicht überſteigt. Als Gehalt oder Lohn gelten auch 
Tantiemen, Naturalbezüge und ſonſtige Bezüge, welche den Verſicherten, wenn auch nur ge⸗ 
wohnheitsmäßig, gewährt werden und ganz oder theilweiſe an die Stelle des Gehalts oder 
zohnes treten. 

15. Bei Betrieben, welche regelmäßig nur eine beſtimmte Zeit des Jahres arbeiten, iſt die 
anzumeldende „durchſchnittliche“ Arbeiterzahl diejenige, welche ſich zur Zeit des regelmäßigen 
vollen Betriebes ergiebt. 

16. Als im Betriebe beſchäftigt ſind diejenigen Perſonen anzumelden, welche im Betriebs- 
dienſte ſtehen und Arbeiten, die zum Betriebe gehören, zu verrichten haben, ohne Rückſicht darauf, 
ef * Verrichtung innerhalb oder außerhalb der etwa vorhandenen Betriebsanlage (Werkſtätte c.) 

olgt. 
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17. Für die Anmeldung wird die Benutzung des nachſtehenden Formulars empfohlen. 

18. Iſt ein Unternehmer zweifelhaft, ob er ſeinen Betrieb anzumelden habe oder nicht, ſo 
wird er gut thun, die Anmeldung zu bewirken, um den aus der Nichtanmeldung eines ver⸗ 
ſicherungspflichtigen Betriebes ſich ergebenden Nachtheilen zu entgehen. Hierbei bleibt es ihm 
unbenommen, in dem Formular unter Spalte „Bemerkungen“ die Gründe anzugeben, aus denen 
er die Anmeldepflicht bezweifelt. 

19. Schließlich wird darauf hingewieſen, daß nach der vom Reichs⸗Verſicherungsamt erlaſſenen 
Bekanntmachung die Anmeldung bis zum 15. November 1900 einſchließlich zu bewirken 
ift, und daß ſäumige Unternehmer zu der Anmeldung von der unteren Verwaltungsbehörde 
durch Geldſtrafen im Betrage bis einhundert Mark angehalten werden können. 


Formular für die Anmeldung. 


al ee Regterungsbezgieb u se u Kreis (Ant) 
Gemeinde⸗(Guts⸗) Bezirk e irrt a r 


Anmeldung 


an die untere Verwaltungsbehörde auf Grund des § 35 des 
Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes vom 30. Juni 1900. 


va Gegenftand Art 3 0 h 5 Bemerkungen. 
des der durchſchnittlich 
iti 8 (Ins beſondere 
nenne des des beſchäftigten ver Andobe, ob be beit 


Betriebes“ jebes“ ). ſicherungspflichtigen] Mitalted einer Be⸗ 
(Firma) Betriebes“). | Betriebes“). Perſonen nfs en enche 


1 4 


e en I 3 ONE 
(Unterſchrift des zur Anmeldung Verpflichteten.) 
) z. B. „Schmiede- und Schloſſergewerbe“. 
Bei mehreren Vetriebszweigen iſt der Hauptbetrieb zu unterſtreichen. 
*) z. B. „Handbetrieb“ oder „Betrieb mit thieriſcher Kraft“. 
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Die Guts⸗ und Gemeindevorſtände beauftrage ich, 
dieſe vorſtehenden Beſtimmungen in der Ortſchaft bekannt 
zu machen und alle diejenigen Gewerbetreibenden im Orte, 
welche jetzt wegen ihres Gewerbebetriebes unfallverſiche⸗ 
rungspflichtig werden (a bis e der Anleitung) aufzufordern, 
ihren Betrieb ſchleunigſt auf dem vorgeſchriebenen Formular 


bei mir anzumelden. 
Danzig, den 8 Oktober 1900. 
a 

2. Aus Anlaß der jetzt hier eingehenden Anträge auf Ertheilung von Wander⸗ 
gewerbeſcheinen für das nächſte Jahr mache ich die Herren Amtsvorſteher auf die als Extra⸗ 
deilage zu Nr. 46 des hieſigen Regierungs⸗Amtsblattes pro 1896 abgedruckte Anweiſung vom 
27. Auguſt 1896 zur Ausführung des Geſetzes vom 3. Juli 1876, betreffend die Beſteuerung 
des Gewerbebetriebes im Umherziehen und beſonders auf die Beſtimmungen unter Nr. 101 
bis VIII dieſer Anweiſung bezüglich der Beſteuerung des Wandergewerbebetriebes aufmerkſam. 
Nach § 9 des gen. Geſetzes beträgt die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umberziehen 
In der Regel 48 Mark für das Kalenderjahr. Ermäßigungen dieſes Steuerſatzes auf 
36, 24, 18, 12 und 6 Mark find jedoch zulärfig und können von der Königlichen Regierung 
bewilligt werden, wenn das Gewerbe in erheblich geringerem, als dem gewöhnlichen Umfange 
betrieben wird, oder wenn der Gewerbebetrieb durch körperliche Gebrechen, hohes Alter des Gewerbe⸗ 
treibenden oder durch andere beſondere Umſtände beeinträchtigt wird. 

Für das Sammeln geringwerthiger Erzeugniſſe und Abgänge der Haus⸗ und Land⸗ 
wirthſchaft, ſowie für das Anbieten gewerblicher Leiſtungen von untergeordneter Beſchaffenheit 
ann die Steuer auf 24 Mark feſtgeſetzt und bis auf 6 Mark ermäßigt werden, ferner kann für 
das Feilbieten von Lebensmitteln Haushaltungs⸗ und Wirthſchaftsbedürfniſſen und anderen Waaren 
von geringerem Werthe die Steuer gleichfalls auf 24 Mark fiftgefegt und bis auf 12 Mark, 
ausnahmsweiſe auch bis auf 6 Mark ermäßigt werden. . 

E Den Herren Amtsvorſtehern mache ich bei der Abgabe ihrer gutachtlichen Aeußerung 
über die Höhe des für die beantragten Wandergewerbeſcheine feſtzuſetzenden 
Gewerbeſtenerſatzes eine eingehende Prüfung der Verhältniſſe der Antrag 
teller ausdrücklich zur Pflicht und erſuche dieſelben zur Vermeidung von überflüſſigen Rückfragen 
in Fällen, in denen die Ermäßigung des Steuerſatzes angezeigt erſcheint, die 


Gründe hierfür unter Darlegung aller Verhaltniſſe der Antragſteller 
ets eingehend anzugeben und lediglich allgemeine Ausdrücke, wie: geringer 
Umfang des Gewerbebelriebes, Mittelloſigkeit, ärmliche Verhältniſſe u. |. w. ohne Angabe that. 
aächlicher Verhältniſſe zu vermeiden. a 5 
Hinſichtlich des Verfahrens bei Ertheilung, der Wandergewerbeſcheine und der Erlaubniß 
zur Mitführung von Perſonen, verweiſe ich auf die der Nr. 16 des hieſigen Regierungs⸗Amts⸗ 
Tites pro 1899 beigelegte luweiſung vom 22. März d. Je. zur Ausführung des 
itels III der Gewerbeordnung „Gewerbebetrieb im Umherziehen“ und mache 
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dabei beſonders auf die Beſtimmungen unter Nr. 6 und 7 dieſer Anweiſung aufmerkſam 
Danach ſind die bei der Ertheilung des Wandergewerbeſcheines in Betracht 
kommenden Verhältniſſe des Antragitellers nach Maßgabe des dieſer An⸗ 
weiſung beigedruckten Formulars A und ſofern er Perſonen mitführen will, 
auch die Verhältniſſe jedes Begleiters nach Maßgabe des Formulars B aus⸗ 
drücklich feſtzuſtellen. 


Jedem Antrage, der auch ferner in der bisher üblichen 
Weiſe auf dem vorgeſchriebenen Formular zu Protokoll zu 
bringen und in die Nachweiſung der Anträge auf Ertheilung 
von Wandergewerbeſcheinen aufzunehmen iſt, muß daher für 
die Folge das eben erwähnte Formular A und eventl. 
auch B ordnungsmäßig ausgefüllt und beſcheinigt, als 


Anlage beigefügt werden. 
Danzig, den 10. Oktober 1900. 
Der Landrath. 


3. Den betheiligten Handelstreibenden des Kreiſes bringe ich die Kreisblatt⸗Verfugung vom 
1. Oktober 1883, betreffend die Ausführung der Kaiſerlichen Verordnung vom 24. Februar 1882 
über das gewerbsmäßige Verkaufen und Feilhalten von Petroleum, in Erinnerung und empfehle 
denſelben wiederholt, die bei ihnen einkommenden Petroleumſendungen durch die in jener Ver⸗ 
fügung namhaft gemachten Sachverſtändigen auf die vorſchriftsmäßige Beſchaffenheit unterſuchen 
zu laſſen, um ſtrafbare Uebertretungen der Allerhöchſten Verordnung zu vermeiden und um die 
polizeiliche Entnahme und Unterſuchung von Petroleum möglichſt einzuſchränken. 

Von den Herren Amtsvorſtehern erwarte ich, daß ſie ſich eine gewiſſenhaſte Ausübung der 
ihnen obliegenden Kontrole des Petroleumhandels bezüglich der Beachtung der Vorſchriften der 
Kaiſerlichen Verordnung vom 24. Februar 1882 (R ⸗G.⸗Bl. S. 40) nach Maßgabe der dies. 
feitigen Cirkularverſügung vom 1. Oktober 1883 No. 17647 werden angelegen fein laſſen. Dabel 
mache ich beſonders darauf aufmerkſam, daß die über die Beſchaffenheit von Petroleum an Get 
plätzen von ſogenannten Teſtbureaux ohne jede obrigkeitliche Mitwirkung ertheilten Beſcheinigungen 
thatſächlich und erfahrungsgemäß eine ausreichende Garantie keineswegs gewähren und daß des 
halb das betreffende Petroleum hier gleichfalls der Probe unterworfen werden muß. 

Nur diejenigen Originalgebinde, die den Stempel des Polizeiamts zu Lübeck fuhren, 
ſowie ferner diejenigen, die mit dem Stempel des Hamburger Wappens und der Unterſchrift 
„Hamburger Petroleumimport, Reichsteſt, oder mit dem Harburger Stadtwappen 
ſowie der Unterſchrift: „Harburger Petroleumimport Reichsteſt, Polizeidirektion 
Harburg“, verſehen ſind, ferner auch diejenigen, die den Stempel „Stettiner Petroleum 
börſe Reichsteſt“ bezw „Qualität Deutſcher Reichs teſt“ tragen, können in der Regel 


von der polizeilichen Unterſuchung ausgeſchloſſen werden, falls nicht der Verdacht einer nach- 


träglichen Verminderung des Inhalts beſteht. 
Danzig, den 6 Oktober 1900. 
Der Landrath. 
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1 Wir fordern diejenigen Perſonen, welche im Jahre 1901 ein der Steuer vom Gewerbe⸗ 
betriebe im Umherziehen unterliegendes Gewerbe zu betreiben beabſichtigen, auf, die Aan e 
im Oktober d. Js. zu bewirken, da bis zum Schluffe dieſes Monats angebrachte Anträge zuerſt 
elledigt werden und bei verſpäteter Einbringnng der Anträge nicht darauf gerechnet werden kann 
daß die Scheine vor Beginn des neuen Jahres zue Aushändigung gelangen 5 

Die Anmeldung hat zu erfolgen: 
a. ſofern es ſich um gleichzeitige Erwirkung eines Wandergewerbeſcheines handelt, bei 
der Polizeibehörde des Wohnortes der das Gewerbe im Umberzieben betreibenden 
Perſon oder bei der Polizeibetörde des Aufenthaltsortes, welche den Antrag an die 
Polizeibehörde des Wohnorts abzugeben hat; 
b. wenn lediglich die Ertheilung eines Gewerbeſcheines in Frage kommt, bei der zu⸗ 
ſtändigen Kreis- bezw. Polizeibehörde. ar 
Wir machen noch befonders darauf aufmerkſam, daß die Gegenſtände, auf welche fi 
der Gewerbebetrieb erſtrecken ſoll, möglichſt genau einzeln angegeben werden müſſen, da dieſes 15 
Feſiſtellung des Steuerſatzes unerläßlich iſt. Namentlich gilt dies für den Handel mit Vieh 1109 
en Erzeugniſſen der Lande und Forſtwirthſchaft. 2 
Danzig, den 6. September 1900. 
Der Bezirtsausſchuß. Königliche Regierung. 
Abtheilung für direkte teuern, Domänen 
8 ? cr 11 und Forſten. 
ie Herren Amtsvorſteher weiſe ich ganz beſonders an, die Anträge au rthei 
0 Wandergewerbeſcheinen ſofort zu erledigen und mir einzureichen, dam N a 
eibenden möglſchſt zu Beginn des neuen Jahres in den Beſiz der beantragten Scheine 
elangen können. 
Danzig, den 10. Oktober 1900. 
e e e e ee e e e 


5 Die Ortsvorſtände zu Vangſchin, Viſſau, Kl. Boelkau, Czapeln, Gut Czerniau 
eEuſchn, Grenzdorf, Jalan, Johanntsthal, Gut Gr. Kleſchkau, Kl. Kleſchkau, Lagſchan, Lee 
do erniz, Matern, Mapkau, Müggau, Ohra, Forſtgut Oliva, Pietzkendorf, Prauſterkrug, Rottmanns⸗ 
Pal, Ruſſoſchin, Schaͤferei, Dorf Schönfeld, Schüddelkau, Schwintſch, Smengorſchin, Forſtgut 
vo Mpfen, Wojanow und Zankenczin fordere ich auf, die durch meine Kreisblatt⸗Verſügungen 
in m 5. September cr. und 25 September cr. erforderte Anzeige, wieviele Handwerksbetriebe 
Wader Ortſchaft vorhanden ſind, ſowie wieviele Geſellen, Gehülfen und Lehrlinge im Durchſchnitt 
hrend des lezten Kalenderjahres von dieſen Handwerkern beſchäftigt geweſen ſind, mir 


innen 3 Tagen bei Vermeidung einer Ordnungs⸗ 


ſtrafe von 6 Mark einzureichen, oder eine Fehlanzeige zu erſtatten. 
Danzig, den 9. Oktober 1900. 
* Der Landrath. 
ne Die Herren Amtsvorſteher erſuche ich, die Zähltarten über die im ver jange⸗ 
5 Vierteljahre im dortigen Amtsbezirk vorgekommenen Brände,“ 1 
es noch nicht geſchehen iſt, mir nunmehr beſtimmt in 3 Tagen einzureichen, 
Danzig, den 9. Oktober 1900. 
Des e e e e ee 
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Die Ortsvorſtände derjenigen Ortſchaften, in welchen ſich Kriegstheilnehmer befinden, 


755 

welche auf Grund des Reichs⸗Geſetzes vom 
22. Mai 1895 eine Beihilfe aus dem Reichs⸗ 
invalidenfonds beziehen oder nachträglich als 
Anwärter für dieſe Beihilfen notirt ſind, 


fordere ich auf, mir binnen 8 Tagen anzuzeigen, ob und eventl. welche Veränderungen in den 
Berhältniffen dieſer Perſonen inzwiſchen eingetreten ſind, namentlich, ob dieſe Kriegstheilnehmer 
ſich noch in hilfsbedürftiger Lage befinden und noch dauernd gänzlich erwerbsunfähig find. Ebenſo 
iſt ein etwa vorgekommener Wegzug oder Zuzug der erwähnten Kriegstheilnehmer unter Angabe, 
wann und wohin der Wegzug, bezw wann und von welchem Orte aus der Zuzug erſolgt iſt, 
anzuzeigen, ebenfalls etwa vorgekommene Todesfälle mit Angabe des Sterbetages. 

Fehlanzeigen ſind nicht erforderlich. 1 

Ich mache dabei noch ganz beſonders darauf auſmerkſam, daß nur von den auf 
Grund obengenannten Reichsgeſetzes notirten Perſonen die fragliche Anzeige zu 
erſtatten iſt nicht aber von ſolchen Kriegstheilnehmern, die aus anderen Fonds Unterſtützungen 
oder gar die ihnen geſetzlich zuſtehende Invalidenpenſion beziehen. 

Danzig, den 9. Oktober 1900. 

Der Landrath. 


8. Nach 8 14 der Baupolizeiverordnung für das platte Land in der Provinz Weſtpreuß 
vom 13. Juli 1891 ſind bei Heizöfen in Räumen, die zum dauernden Auſenthalt von Menſchel 
dienen ſollen, Verſchlußvorrichtungen aller Art in den Rauchröhren unzulaſſig, 

Die Guls⸗ und Gemeindevorſtände, die Polizeibehörden und die Gendarmen erſuche ich 
darauf zu achten, daß nicht dennoch Verſchlußvorrichtungen in den Rauchrohre n der Heizöf 
vorhanden ſind und für deren ſofortige Entfernung eventl. im Zwangswege Sorge zu tragen. 


Danzig, den 8 Oktober 1900. 
Mer Lander at h⸗ 


uf Die Herren Amtsvorſteher erſuche ich unter Hinweis auf meine Bekanntmachung vo 
29. Dezember 1899 in Nr. 2 des Kreisblatts pro 1900 die Beſtimmungen über die Beſchäft 
gung von Arbeitern in Bäckereien an Sonn: und Feſttagen enthaltend und unter Vezugnahh 
auf meine Kreisblattverfügungen vom 3. Mat und vom 6 Auguſt er einen Bericht über d 
im Laufe dieſes Jahres in den im Amtsbezirk vorhandenen Bäckereien abgehaltenen Sonntag 
reviſionen und deren Ergebniſſe an den Herrn Regierungs⸗Präſidenten zu erſtatten und dieſ 
Bericht mir zur Weiterbeförderung bis zum 1 Dezember d 2s. einzureichen. 


Danzig, den 8. Oktober 1900. 
ande e 


Beilage. 


